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Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr 14. 


(Nr. 4203.) Statut des Gruͤnberger Deichverbandes. Vom 26. März 1855. 


Wi Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 

Nachdem es fuͤr erforderlich erachtet worden, die Grundbeſitzer der link⸗ 
ſeitigen Oder⸗Niederung unterhalb des ſogenannten Sattel⸗Vorwerks Behufs der 
gemeinſamen Anlegung und Unterhaltung eines Deiches gegen die Ueberſchwem⸗ 
mungen der Oder zu einem Deichverbande zu vereinigen, und nachdem die ge⸗ 
ſetzlich vorgeſchriebene Anhoͤrung der Betheiligten erfolgt iſt, genehmigen Wir 
hierdurch auf Grund des Geſetzes uͤber das Deichweſen vom 28. Januar 
1848. §§. 11. und 15. (Geſetz⸗ Sammlung vom Jahre 1848. Seite 34.) die 
Bildung eines Deichverbandes unter der Benennung: 


„Gruͤnberger Deichverband“, 
und ertheilen demſelben nachſtehendes Statut. 


. 


In der am linken Ufer der Oder von der Höhe beim Sattel-Vorwerk umfang und 


bis zur Stadt Croſſen ſich erſtreckenden Niederung werden die Eigenthuͤmer 
aller eingedeichten oder noch einzudeichenden Grundſtuͤcke, welche ohne Ver⸗ 
wallung bei dem hoͤchſten bekannten Waſſerſtande der Ueberſchwemmung unter⸗ 


weck des Ver⸗ 
andes. 


liegen würden, von dem oberſten Anfange der Niederung bis zu der im FH. 5. 


unter Nr. 3. naͤher beſchriebenen unteren Grenze des deichpflichtigen Gebiets 
im Croſſen-Tſchausdorfer Oderwalde zu einem Deichverbande vereinigt. 

Der Deichverband hat ſeinen Gerichtsſtand bei dem Kreisgerichte zu 
Gruͤnberg. 


. 


2 


Dem Deichverbande liegt es ob, einen waſſerfreien, tuͤchtigen Hauptdeich 
von der natuͤrlichen Anhoͤhe beim Sattel-Vorwerk an bis zur oberen Grenze 
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des linkſeitigen Raͤdnitzer Niederungsgebiets anzulegen und zu unterhalten, und 

zwar in denjenigen von den Staaksverwaltungs⸗ Behörden feſtzuſtellenden Ab⸗ 

meſſungen, welche erforderlich ſind, um die Grundſtuͤcke gegen Ueberſchwem⸗ 

mung durch den hoͤchſten Stand der Oder zu ſichern, ſoweit ſie nicht auf 

ben unteren Ende der Niederung dem Eintritte des Ruͤckſtauwaſſers ausgeſetzt 
eiben. 

Fur dieſen Hauptdeich wird im Weſentlichen die jetzige Deichlinie unter 
Abrundung einzelner zu kurzer Kruͤmmungen und vorſpringender Ecken, welche 
die Herſtellung einer angemeſſenen Richtung ſtoͤren, oder die Sicherheit des 
Deiches gefährden, beibehalten, jedoch bleibt den Staatsverwaltungs⸗Behoͤrden 
die Befugniß vorbehalten, an ſolchen Stellen, wo der Deich ſich dem gegen⸗ 
uͤberliegenden Deiche oder waſſerfreien Ufer mehr nähert als 90 Ruthen in 
graden und 120 Ruthen in gekruͤmmten Stromſtrecken, eine Zuruͤcklegung des 
Deiches zur Gewinnung angemeſſener Fluthprofile auf Koſten des Deichverban⸗ 
des anzuordnen. 

Am inneren Fuße des Deiches iſt ein 14 Fuß breites, 8 Fuß unter der 
Ale liegendes Bankett, welches als Fahrweg dienen ſoll, allmaͤhlig her⸗ 
zuſtellen. i 

Wenn zur Erhaltung des Deiches eine Uferdeckung nöthig wird, fo hat 
der Deichverband dieſelbe auszuführen, vorbehaltlich feiner Anſpruͤche an andere 
Verpflichtete, deren bisherige Verbindlichkeit dadurch nicht aufgehoben wird. 


H. 3. 


Der Verband iſt gehalten, diejenigen Hauptgraͤben mit den zugehoͤrigen 
Bauwerken anzulegen und zu unterhalten, welche erforderlich ſind, um das den 
Grundſtuͤcken des Verbandes ſchaͤdliche Binnenwaſſer aufzunehmen und in die 
Oder abzuleiten. Insbeſondere hat der Verband zu dem Ende einen Ent⸗ 
waͤſſerungskanal von der alten Oder bei Laesgen aus bis zur Muͤndung des 
ſogenannten Buttergrabens in den Hauptſtrom mit der erforderlichen Stauver⸗ 
wallung, namentlich auf dem linken Kanalufer zum Schutze des Dorfes Laes— 
gen, in der von den Staatsverwaltungs⸗Behoͤrden zu beſtimmenden Beſchaffen⸗ 
heit, Abmeſſung und Ausdehnung auszufuͤhren. a 

„Das Waſſer der Hauptgraͤben darf ohne widerrufliche Genehmigung des 
Deichhauptmanns von Privatperſonen weder aufgeſtaut, noch abgeleitet werden. 
Dagegen hat jeder Grundbeſitzer des Verbandes das Recht, die Auf⸗ 
nahme des Waſſers, deſſen er ſich entledigen will, in die Hauptgraͤben zu ver⸗ 
langen. Die Zuleitung muß aber an den vom Deichhauptmann vorzuſchreiben⸗ 
den At gefheben: 0 
Die Anlage und Unterhaltung der Zuleitungsgraͤben bleibt Sache der 
nach den allgemeinen Vorfluthgeſetzen hierbei Berheilioten : 


. 4. 


Der Verband hat in dem das Gebiet des Deichverbandes gegen ben 
Strom abſchließenden Deiche die erforderlichen Auslaßſchleuſen (Deichſtele) für 
die Hauptgraͤben anzulegen und zu unterhalten. 

H. 5. 


H. 3. 


Die Arbeiten des Deichverbandes werden durch die Deichbeamten für Verpflichtun⸗ 
Geld aus der Deichkaſſe ausgeführt. Naturalleiſtungen der Deichgenoſſen ſtatt Rete 
der Geldbeitraͤge ſind nur in Ausnahmefaͤllen mit Genehmigung der Regierung Ten. Gelb. 
ſtatthaft, fo lange und fo weit es mit dem Zwecke des Verbandes vertraͤg⸗ ini, der 
i 


li Höhe derſel⸗ 
und Ver⸗ 


Die erforderlichen Mittel zu den Unterhaltungsarbeiten, zur Beſoldun e 
der Deichbeamten und zur Verzinſung und Tilgung der zum Beſten des 0 den Hei 
zen Verbandes etwa kontrahirten Schulden haben die ſaͤmmtlichen Mitglieder Aalen 
der Sozietaͤt nach dem von der Regierung zu Liegnitz auszufertigenden allge: 
meinen Deichkataſter aufzubringen, welches den Maaßſtab für den Unterhal⸗ 
tungs⸗ und Verwaltungs⸗Koſtenbedarf bildet. 

Für die erſte Ausführung der Normaliſirungsbauten an den Deichen und 
der neuen Meliorationsanlagen werden dagegen die Koſten nach Spezialkata⸗ 
ſtern aufgebracht in folgender Weiſe: Ar 


1) Die Grundbeſitzer des Sattel-Blumberger Niederungsabſchnittes, d. h. 
vom Sattel⸗Vorwerk abwaͤrts bis zur unteren Blumberger Grenze, be⸗ 
ziehungsweiſe bis zum öftlichen Polderdeiche der ſogenannten Teiche auf 
Polniſch⸗Nettkower Flur, bewirken für ſich allein die Normaliſirung ihrer 
Deiche und die Ausführung der Hauptentwäfferungs « Anlagen innerhalb 
ihres Gebiets nach dem Beitragsfuße des allgemeinen Deichkataſters. 

Diejenigen Deichhalter, deren Deiche ſich in einem verhaͤltnißmaͤßig 
ſchlechteren Zuſtande befinden, zahlen dabei vorweg an die Deichkaſſe 
Ausgleichungsſummen, welche in der Ausgleichungsberechnung vom 30. Ok⸗ 
tober 1853. bereits ermittelt, jedoch unter Beruͤckſichtigung der ſeit dieſer 
Zeit vorgekommenen Deichbauten anderweit von der Regierung feſtzuſtellen 
ſind. Die Pflichtigen koͤnnen aber ſtatt der Baarzahlung eine der Aus⸗ 
gleichungsſumme entſprechende Anzahl Schachtruthen Erde nach Feſt⸗ 
ſetzung und Anweiſung der Regierung in natura zur Normaliſtrung des 
Deiches anliefern. Für die Aufbringung ſolcher Natural⸗ oder Geldlei⸗ 
ſtungen von den Gemeinden iſt das Verhaͤltniß maaßgebend, nach wel- 
chem dieſelben bisher die Deichunterhaltung bewirkten. f 


Die Grundbeſitzer des Polniſch- und Deutſch⸗Nettkower Niederungs⸗ 
Abſchnittes, d. h. von der ac 1. beſchriebenen unteren Grenze an 
bis zur oberen Grenze der Laesgener Flur tragen die Herſtellungs⸗ 
koſten fuͤr: 


a) die Normaliſirung und theilweiſe Zuruͤcklegung des Polniſch-Nett⸗ 
kower Deiches, 

b) den Schlußdeich uͤber den Faͤhrwald und die Mallaske, 

e) den Kanal von der alten Oder aus bis zur Muͤndung in den Haupt⸗ 


ſtrom nebſt der erforderlichen Stauverwallung und einſchließlich des 
32" damit 


2 


N 


(Nr. 4203.) 


— 228 — 


damit verbundenen Ankaufs von Grundſtuͤcken und der Anlagen von 
zugehoͤrigen Bauwerken. i 


Den Intereſſenten bleibt es zunaͤchſt uͤberlaſſen, ſich wegen Eintheilung 
dieſer Bauten Behufs Ausfuͤhrung durch Naturalleiſtungen zu einigen. 
Sofern eine ſolche Einigung nicht zu Stande kommt, ſowie bei denjeni⸗ 
gen Bauten, welche nur fuͤr gemeinſchaftliche Rechnung durch baare 
Geldbeitraͤge ausgefuͤhrt werden koͤnnen, werden die Baukoſten nach der 
Magdeburger Morgenzahl der nutzbaren Grundſtuͤcke des Niederungs⸗ 
Abſchnittes ohne Ruͤckſicht auf verſchiedene Lage, Guͤte und Benutzungs⸗ 
art derſelben getragen. . a 
3) Die Koſten fuͤr die Normaliſirung und Verlaͤngerung des Laesgener 
Dieiches bis an das Ende der Deichlinie tragen: 

I. die Grundbeſitzer des Laesgen-Croſſener Niederungsabſchnittes, d. h. 
von der oberen Laesgener Grenze bis zur unteren Grenze des Deich- 
verbandes zur einen Haͤlfte und 

II. die Grundbeſitzer des Polniſch-Deutſch-Nettkower und des Sattel⸗ 
Blumberger Niederungsabſchnittes bis zu der im Fruͤhjahr 1854. 
aufgenommenen Ruͤckſtaugrenze zur andern Haͤlfte — 

nach Ruͤckſtauklaſſen, und zwar ad I. dergeſtalt, daß die Grundſtuͤcke 


a) innerhalb der erſten 100 Ruthen oberhalb einer von dem Deichende 
aus quer durch die Niederung gelegten Linie von Beitraͤgen frei 


bleiben, f 
b) innerhalb der folgenden 300 Ruthen aufwaͤrts pro Magdeburger 
Miene te eiieisee.E zwei Viertel 


c) innerhalb des weiteren Niederungsgebiets aufwaͤrts bis 
a zu Laesgener Grenze pro Magdeburger Morgen.... drei Viertel 
un 


d) auf Laesgener Flur, Hof- und Bauſtellen, Gärten und 
d PR Nr vier Viertel 
Wieſen, Weiden und Forſtlaͤnder eien drei Viertel 

ad II. dergeſtalt, daß f i 


a) innerhalb des Polniſch⸗Deutſch⸗Nettkower Niederungs⸗ 
Abſchnittes, Hof⸗ und Bauſtellen, Gaͤrten und Aecker drei Viertel 


und Wieſen, Weiden und Forſtlaͤndereien ein halb 
b) innerhalb des Sattel⸗Blumberger Niederungsabſchnittes, g 

Hof⸗ und Bauſtellen, Gärten, Aecke rr ein halb 

Wieſen, Weiden und Forſtlaͤndereien ein Viertel 


beitragen. Weitere Bonitätd- oder Kulturunterſchiede find nicht zu be⸗ 
ruͤckſichtigen. Der Beitrag, welcher danach auf die Grundbeſitzer des 
Polniſch⸗Deutſch⸗Nettkower Niederungsabſchnittes zuſammentrifft, wird 
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von denſelben ebenſo lediglich nach der Flaͤche aufgebracht, wie das oben 
unter Nr. 2. vorgeſchrieben iſt. 


Se 


In dem allgemeinen Deichkataſter werden alle von der neuen Ver⸗ 
1 geſchuͤtzten und ertragsfaͤhigen Grundſtuͤcke nach folgenden drei Haupt: 
Affen: 50, 


I. Klaſſe: Hof⸗ und Bauſtellen, Garten und Aecker, 
II. Klaſſe: Wieſen, 
III. Klaſſe: Forſt, Werder, beſtaͤndige Weidelaͤndereien und ſonſtige im Er⸗ 
trage ihnen gleichſtehende Grundſtuͤcke f 
veranlagt. 


Die Grundſtuͤcke der I. Klaſſe werden mit ihrer vollen Flaͤche, die Grund⸗ 
ſtuͤcke der II. Klaſſe mit der Halfte und die Grundſtuͤcke der III. Klaſſe nur 
mit dem vierten Theile ihres wirklichen Flaͤcheninhalts herangezogen. 

Wege, Gräben, Unland, ſowie ſolche ertragsfähige Grundſtuͤcke, welche 
durch ihre Benutzungsart unter 10 Sgr. Reinertrag abwerfen, und ſich auch 
zu keiner eintraͤglicheren Benutzungsart eignen, bleiben unveranlagt. 

In dem unteren Theile des Deichverbandes, ſoweit er durch die Ver⸗ 
wallung zwar vor der Stroͤmung, aber nicht gegen Ruͤckſtau geſchuͤtzt wird, 
ſind den Beſitzern derjenigen Grundſtuͤcke, welche in der Zeit vom 1. Mai bis 
4. Oktober während vier auf einander folgender Tage durch Ruͤckſtau uͤber⸗ 
ſchwemmt werden, fuͤr dieſes Jahr die gewoͤhnlichen Deichkaſſenbeitraͤge zu er⸗ 
laſſen. Der Erlaß kann auf den halben Beitrag beſchraͤnkt werden fuͤr dieje⸗ 
nigen Grundſtuͤcke, welche ungeachtet der Ueberſchwemmung mindeſtens den 
halben Ertrag einer gewoͤhnlichen Jahresnutzung nach Ermeſſen des Deichamtes 
geliefert. Der Erlaß bleibt ganz ausgeſchloſſen, wenn nach dem Ermeſſen des 
Deichamtes gar kein Schaden durch die Ueberſchwemmung verurſacht iſt. 

* 


H. 1% 


Die nach den Grundſaͤtzen der $$. 5. und 6. in den Kataſtern jedes 
Deichgenoſſen angegebene Niederungsfläche bildet den Maaßſtab feiner Deich⸗ 
kaſſenbeitraͤge. ; 

Vorlaͤufig werden die Deichkaſſenbeitraͤge nach den bereits entworfenen 
Kataſtern erhoben. Behufs der definitiven Feſtſtellung der Kataſter find die⸗ 
ſelben aber von dem Regierungskommiſſarius dem Deichamte vollſtaͤndig, den 
einzelnen Gemeindevorſtaͤnden und Dominien extraktweiſe mitzutheilen, und iſt 
zugleich im Amtsblatte eine vierwoͤchentliche Friſt bekannt zu machen, innerhalb 
welcher die Kataſter von den Betheiligten bei den Gemeindevorſtaͤnden und dem 
Kommiſſarius eingeſehen und Beſchwerden dagegen bei dem Kommiſſarius an⸗ 
gebracht werden koͤnnen. i 

Die eingehenden Beſchwerden, welche auch gegen die Anzahl und das 

(Nr. 4203.) ’ Ver⸗ 
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Verhaͤltniß der Kataſterklaſſen gerichtet werden koͤnnen, ſind von dem Regierungs⸗ 
Kommiſſarius unter Zuziehung der Beſchwerdefuͤhrer, eines Deichamts⸗Depu⸗ 
tirten und der erforderlichen Sachverſtaͤndigen zu unterſuchen. 

Die Sachverftändigen find hinſichts der Grenzen des Inundations⸗ 
gebietes und der ſonſtigen Vermeſſungen ein vereideter Feldmeſſer oder noͤthi⸗ 
genfalls ein Vermeſſungsreviſor, hinſichtlich der Bonität und Einſchaͤtzung 
zwei öfonomifche Sachverſtaͤndige, denen bei Streitigkeiten hinſichtlich der Ueber⸗ 
ſchwemmungsgefahr ein Waſſerbau⸗Sachverſtaͤndiger beigeordnet werden kann. 

Alle dieſe Sachverſtaͤndigen werden von der Regierung ernannt. 

Mit dem Reſultate der Unterſuchung werden die Betheiligten, nämlich 
die Beſchwerdefuͤhrer einerſeits und der Deichamts-Deputirte andererſeits, be⸗ 
kannt gemacht; ſind beide Theile mit dem Reſultate einverſtanden, ſo hat 
es dabei ſein Bewenden und wird das Deichkataſter demgemaͤß berichtigt. An⸗ 
dernfalls werden die Akten der Regierung eingereicht zur Entſcheidung uͤber die 
Beſchwerden. 

Wird die Beſchwerde verworfen, ſo treffen die Koſten derſelben den 
Beſchwerdefuͤhrer. 5 

Binnen vier Wochen nach erfolgter Bekanntmachung der Entſcheidung 
iſt Rekurs dagegen an den Miniſter fuͤr die landwirthſchaftlichen Angelegenhei⸗ 
ten zuläffig. 

Nach erfolgter Feſtſtellung der Deichkataſter ſind dieſelben von der Re⸗ 
gierung in Liegnitz auszufertigen und dem Deichamte zuzuſtellen. 


„ 


Die Hoͤhe des aufzuſammelnden Reſervefonds wird auf zehntauſend 
Thaler und der gewöhnliche Deichkaſſenbeitrag für jetzt: i 


a) für die im H. 5. sub Nr. 2. bezeichneten Grundſtuͤcke der Polniſch⸗Nett⸗ 

kower Flur und des Deutſch-Nettkower Faͤhrwaldes auf jaͤhrlich fünf 
Silbergroſchen pro Normalmorgen, # 
b) für alle übrigen Grundſtuͤcke des Deichverbands-Gebiets auf jährlich vier 
f und einen halben Silbergroſchen pro Normalmorgen 
feſtgeſetzt. | 

Der höhere Beitragsſatz ad a. bleibt auf die Dauer der erſten zehnjaͤh⸗ 
rigen Kataſterperiode beſchraͤnkt, ſpaͤter tritt für den ganzen Deichverband ein 
gleichmaͤßiger Beitrag ein. 
H. 9. 


| (Zuſatz zu $$. 13—17. der allgemeinen Beſtimmungen für kuͤnftig zu 
erlaſſende Deichſtatute.) a 


Die Grundbeſitzer, welche wegen zu großer Entfernung oder wegen Sper⸗ 
rung der Kommunikation durch Waſſer nicht zu den Natural: Hülfsleiftungen 
haben aufgeboten werden koͤnnen, ſollen in den Jahren, in welchen ein ſolches 

Auf⸗ 
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Aufgebot ſtattgefunden, einen beſonderen, verhaͤltnißmaͤßigen Geldbeitrag zur 
Deichkaſſe leiſten. Der Geldbeitrag wird vom Deichamte, und auf Beſchwerde 
von der Regierung endguͤltig feſtgeſetzt. 


§. 10. 


(Zuſatz zu HH. 24. und 26. der allgemeinen Beſtimmungen.) 


Das Oberaufſichtsrecht des Staates, ſoweit es der Regierung als Lan- Oberaufſichts 
despolizeibehoͤrde zuſteht, wird uͤber den ganzen Umfang des Verbandes von Eiatebeher⸗ 
der Regierung in Liegnitz geuͤbt, welche den Landrathsaͤmtern in Croſſen und den. 
Zuͤllichau in Betreff der zum Deichverbande gehoͤrigen Ortſchaften des Croſſener 
und Zuͤllichauer Kreiſes unmittelbar Auftraͤge ertheilen kann. 


Insbeſondere iſt die Regierung aber auch befugt, die Verwaltung des 
Verbandes auf Koſten deſſelben durch Beſtellung der erforderlichen Beamten 
beforgen zu laſſen, falls und fo lange die Konſtituirung des Deichamtes durch 
Verſagung der Wahlen verhindert werden ſollte. N 


$. 11. 


Zum Deichamte beſtellen: Beſtellung der 
ertreter der 


I. die Fuͤrſtliche Herrſchaft Polniſch⸗-Nettkow für ihre ſaͤmmtlichen, dem Deihgenoffen 


Deichverbande angehörigen Güter Einen Repraͤſentanten und Einen din Deid- 
Stellvertreter, ebenſo 


II. die Stadt Gruͤnberg fuͤr ihre ſaͤmmtlichen Kaͤmmereiguͤter und zugleich 
für die ſtaͤdtiſchen Buͤrgergrundſtuͤcke Einen Repraͤſentanten und Einen 
Stellvertreter, außerdem die nachbenannten, nach dem Generalkataſter 
mehr als 100 Normalmorgen verſteuernden Dominien und Gemeinden 
in jeder der folgenden 6 Abtheilungen Einen gemeinſchaftlichen Abgeord⸗ 
neten und Einen Stellvertreter fuͤr denſelben, naͤmlich: & 


III. Dominium Saabor mit 1 Wahlſtimme, 
- Prittag 2 Wahlſtimmen, 
Polniſch-Keſſel - 3 a 


Erbpachtsgut Gipsthal 1 Wahlſtimme, 
IV. Dominium Mohſau 
- Pommerzig 


1 5 
2 Wahlſtimmen, 
Gr. Blumberg 2 


nu uu u 


Gemeinde Gr. Blumberg 2 5 
= Pommerzig 1 Wahlſtimme, 
V. = Prittag : 1 2 
E Poln. Keffel ser 2 
- Janny | a 
= „3 Wahlſtimmen, 


Tſchicherzig 
(Nr. 4203.) f VI. 
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VI. Gemeinde Sawade mit 2 Wahlſtimmen, 


Kuͤhnau ⸗ 

= Krampe 1 Wahlſtimme, 
VII. = Lanſitz „2 Wahlſtimmen, 

= Woitſchecke „1 Wahlſtimme, 


Poln. Nettkow 


VIII. Dominium Laesgen 
Gemeinde Laesgen 
Dominium Thiemendorf 
Gemeinde Thiemendorf 

- Tſchausdorf 
Die Stadt Croſſen wegen der 
Gutsherrſchaft von Tſchausdorf 
und des uͤbrigen dem Deichver⸗ 
bande angehoͤrigen Grundbeſitzes 
der Kaͤmmerei mit 1 = 


Die Wahl der gemeinfchaftlichen Abgeordneten und ihrer Stellvertreter 
erfolgt in den Abtheilungen III. bis VIII. nach der angegebenen Zahl von 
Wahlſtimmen durch abſolute Stimmenmehrheit. Bei Gleichheit der Wahlftim- 
men entſcheidet unter den Gewaͤhlten das Loos. 

Die Wahlperiode iſt eine ſechsjaͤhrige, der Repraͤſentantenwechſel tritt 
nach Verlauf derſelben mit der regelmäßig im Juni abzuhaltenden Deichamts⸗ 
ſitzung ein. ER 

Die Ausſcheidenden koͤnnen wieder gewahlt werden. 

Waͤhlbar iſt jeder großjaͤhrige Deichgenoſſe, welcher den Vollbeſitz der 
buͤrgerlichen Rechte nicht durch rechtskraͤftiges Urtel verloren hat und nicht Un⸗ 
terbeamter des Verbandes iſt. 

Mit dem Aufhoͤren der Waͤhlbarkeit verliert die Wahl ihre Wirkung. 
Vater und Sohn, ſowie Bruͤder, duͤrfen nicht zugleich Mitglieder des Deich⸗ 
amtes ſein. Sind dergleichen Verwandte zugleich gewaͤhlt, ſo wird der aͤltere 
allein zugelaſſen. 


3 Wahlſtimmen, 


imme, 


nun un u u 
— 8 
> 
Ss 
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12. 


Die ſtimmberechtigten Gutsherrſchaften koͤnnen ihre Zeitpächter, Admini⸗ 
ſtratoren, Beamte oder einen anderen Deichgenoſſen zur Ausuͤbung ihres Stimm⸗ 
rechts reſp. im Deichamte und bei der Wahl des Abgeordneten und Stellver⸗ 
treters bevollmaͤchtigen, die Staͤdte Gruͤnberg und Croſſen auch Mitglieder der 
Stadtbehoͤrden. 

Die nach dem vorigen Paragraphen sub III. — VIII. den genannten 
Landgemeinden zuſtehenden Wahlſtimmen werden von den Vorſtehern der be⸗ 
treffenden Gemeinden reſp. deren gewoͤhnlichen Stellvertretern gefuͤhrt. 

Frauen und Minderjährige dürfen ihr Stimmrecht durch ihre geſetzlichen 
Vertreter oder durch Bevollmaͤchtigte ausuͤben. 

Gehoͤrt 
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Gehoͤrt ein Gut mehreren Beſitzern gemeinſchaftlich, ſo kann nur Einer 
derſelben im Auftrage der uͤbrigen das Stimmrecht ausuͤben. 

Wenn ein ſtimmberechtigter Gutsbeſitzer den Vollbeſitz der buͤrgerlichen 
Rechte durch rechtskraͤftiges Urtel verloren hat, ſo ruht waͤhrend ſeiner Beſitz⸗ 
zeit das Stimmrecht des Gutes. 

Die Wahlſtimmen eines Gutes oder einer Gemeinde erlöfchen, wenn ſich 
10 deichpflichtiger Grundbeſitz auf weniger als Einhundert Normalmorgen 
reduzirt. 

Im Uebrigen ſind bei dem Wahlverfahren, fuͤr welches die Regierung 
noͤthigenfalls einen leitenden Wahlkommiſſarius beſtellen und eine naͤhere Wahl⸗ 
Inſtruktion ertheilen kann, ſowie in Betreff der Verpflichtung zur Annahme 
Ae Stellen die Vorſchriften uͤber die Gemeindewahlen analogiſch an⸗ 
zuwenden. ö 


Die Pruͤfung der Wahlen ſteht dem Deichamte zu. 
H. 13. 


Der Stellvertreter nimmt in Krankheits- oder Behinderungsfaͤllen des 
- Repräfentanten deſſen Stelle ein und tritt für ihn ein, wenn der Repraͤſentant 
waͤhrend ſeiner Wahlzeit ſtirbt, ſeinen deichpflichtigen Grundbeſitz aufgiebt, oder 
ſeinen bleibenden Wohnſitz an einem entfernten Orte waͤhlt. 
8 Wenn in einer oder der anderen Abtheilung die Beſtellung des Repraͤ⸗ 
ſentanten unterbleibt, ſo ſind die beſtellten Repraͤſentanten der anderen Abthei⸗ 
lungen ohne Ruͤckſicht auf ihre Anzahl fuͤr ſich allein zu den Wahlen des 
Deichhauptmanns und Deichinſpektors, und mit dieſen zu allen Deichamts⸗ 
beſchluͤſſen berechtigt. Das Deichamt iſt in ſolchen Fallen aber auch befugt, die 
fehlende Zahl der Repraͤſentanten entweder durch zeitweiſe Einberufung der 
Stellvertreter anderer Abtheilungen zu ergaͤnzen oder auch ſelbſt eine Ergaͤn⸗ 
zungswahl aus den waͤhlbaren Deichgenoſſen des Verbandes vorzunehmen. 
Die von dem Deichamte gewaͤhlten Repraͤſentanten bleiben nur ſo lange 
im Amte, bis eine Repraͤſentantenbeſtellung von der betreffenden Abtheilung er⸗ 


olgt iſt. 
0 if §. 14. 


Die unter dem Namen der Tſcharſchine beſtandene Sozietaͤt wird bei der Beſondere Be⸗ 
Errichtung des Deichverbandes aufgelöft, Mit ihrer Auflöfung gehen ihre fiinungen, 
ſaͤmmtlichen Bauverpflichtungen an Ufer und Deichbauten in dem bisherigen 
Umfange auf den Verband uͤber. g 


$ 15. 


Die Allgemeinen Beſtimmungen fuͤr kuͤnftig zu erlaſſende Deichſtatute Schluß⸗Be⸗ 
vom 14. November 1853. (Geſetz⸗Sammlung vom Jahre 1853. S. 936.) ſtmmuͤngen. 
ſollen fuͤr den Gruͤnberger Deichverband Guͤltigkeit haben, ſoweit ſie oben nicht 
abgeaͤndert ſind. 

Jahrgang 1855. (Ir. 4203-4204.) 33 H. 16. 
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ae Ss 15. 
Abaͤnderungen des vorſtehenden Deichſtatuts Fönnen nur unter landes⸗ 
herrlicher Genehmigung erfolgen. ö 
Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. i 
Gegeben Charlottenburg, den 26. Maͤrz 1855. \ 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


; Fuͤr den Miniſter fuͤr die land⸗ 
v. d. Heydt. Simons. wirthſchaftlichen Angelegenheiten: 
v. Manteuffel. 


(Nr. 4204.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 26. März 1855, betreffend die Verleihung der fiska-⸗ 

ö ; liſchen Vorrechte für den Bau und die Unterhaltung der Gemeinde-Chauſ— 
ſee von Liesdorf im Kreiſe Saarlouis uͤber Wadgaſſen und Wehrden nach 
Voͤlklingen im Kreiſe Saarbruͤck. a 


Nachdem Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau einer 
Gemeinde-Chauſſee von Liesdorf im Kreiſe Saarlouis uͤber Wadgaſſen und 
Wehrden nach Voͤlklingen im Kreiſe Saarbruͤck genehmigt habe, beſtimme Ich 
hierdurch, daß das Expropriationsrecht fuͤr die zu der Chauſſee erforderlichen 
Grundſtuͤcke, imgleichen das Recht zur Entnahme der Chauſſeebau- und Unter⸗ 
haltungs⸗ Materialien, nach Maaßgabe der fuͤr die Staats -Chauffeen beſtehen⸗ 
den Vorſchriften, auf dieſe Straße zur Anwendung kommen ſollen. Zugleich 
will Ich den dabei betheiligten Gemeinden gegen Uebernahme der kuͤnftigen 
chauſſeemaͤßigen Unterhaltung der Straße das Recht zur Erhebung des Chauſ⸗ 
ſeegeldes nach den Beſtimmungen des fuͤr die Staats⸗Chauſſeen jedesmal gel⸗ 
tenden Chauſſeegeld⸗Tarifs, einſchließlich der in demſelben enthaltenen Beſtim⸗ 
mungen uͤber die Befreiungen, ſowie der ſonſtigen die Erhebung betreffenden 
zuſaͤtzlichen Vorſchriften, verleihen. Auch ſollen die dem Chauſſeegeld-Tarife 
vom 29. Februar 1840. angehängten Beſtimmungen wegen der Chauſſeepolizei⸗ 
Vergehen auf die gedachte Straße zur Anwendung kommen. 

Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. i 

Charlottenburg, den 26. März 1855, 


Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. v. Bodelſchwingh. 


An den Minifter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten 
und den Finanzminiſter. 


ar. | (Nr. 42050 
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(Nr. 4205.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 2. April 1855., betreffend Abänderung einiger Vor⸗ 
ſchriften des Reglements fuͤr die Feuerſozietaͤt des platten Landes des 
Herzogthums Sachſen vom 18. Februar 1838. 


Al Ihren Bericht vom 21. Maͤrz d. J. beſtimme Ich, unter Aufhebung 

der Vorſchriften des F. 13. Alinea 1. 2. 3. des Reglements für die Feuer⸗ 

„ſozietat des platten Landes des Herzogthums Sachſen vom 18. Februar 1838. 

Ws fegt fuͤr 1838. Seite 204.) und an Stelle dieſer Vorſchriften, 
olgt: 

Jede in das Hypothekenbuch e Hypothekenforderung wird 
auch als in das Kataſter auf die verſicherten ebaͤude eingetragen erachtet, ſo 
daß eine beſondere Eintragung derſelben in das Kataſter auf die verpfaͤndeten, 
reſp. verſicherten Gebäude weder noͤthig, noch zulaͤſſig iſt. Will ein Sozie⸗ 
taͤtsgenoſſe freiwillig aus der Sozietaͤt ausſcheiden, oder freiwillig ſeine Ver⸗ 
ſicherungsſumme herabſetzen, ſo muß er einen Hypothekenſchein beibringen, der 
nicht fruher als drei Monat vor dem Tage, an welchem der Austritt oder die 
Herabſetzung eintreten ſoll, ausgefertigt iſt. Nur die Rechte der aus dieſem 
Hypothekenſcheine fich ergebenden Hypothekenglaͤubiger haben die kataſterfuͤhren⸗ 
den Behoͤrden der Art wahrzunehmen, daß ohne Einwilligung derſelben weder 
das freiwillige Ausſcheiden aus der Sozietät, noch die freiwillige Herabſetzung 
der Verſicherungsſumme geſtattet werden darf. ; 

Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur oͤffentlichen 
Kenntniß zu bringen. f N 

Charlottenburg, den 2. April 1855. 


Friedrich Wilhelm. 
v. Weſtphalen. i 
An den Miniſter des Innern. N 


(Nr, 4206.) Geſetz, betreffend die Uebernahme einer beſchraͤnkten Zinsgarantie für das Anz 
lagekapital einer Eiſenbahn von Deutz nach Gießen mit einer Zweigbahn 
von Betzdorf nach Siegen, ſowie einer feſten Rheinbruͤcke zwiſchen Coͤln 
und Deutz. Vom 18. April 1855. 


Wie Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. dc. . 
verordnen, mit Zuſtimmung der Kammern, was folgt: 


H. 1. 


Der Coͤln⸗Mindener Eiſenbahngeſellſchaft wird, Behufs Uebernahme des 
Baues und des Betriebes einer Eiſenbahn von Deutz nach Gießen mit einer 
(Ar. 42054206.) 33° Zweig⸗ 


* 
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Zweigbahn von Betzdorf nach Siegen, ſowie einer feſten Rheinbruͤcke zwiſchen 
Coͤln und Deutz, die Garantie des Staats fuͤr einen jaͤhrlichen Reinertrag von 
drei und einem halben Prozent des in den gedachten Bauunternehmungen an⸗ 
zulegenden Kapitals, ſoweit 


a) der dem Staate ſtatutenmaͤßig zuſtehende dritte Theil des Reinertrages 
der Coͤln⸗Mindener Eiſenbahn uͤber fuͤnf Prozent und die uͤber drei und 
ein halbes Prozent Zinſen aufkommenden Dividenden der vom Staate ur⸗ 
ſpruͤnglich uͤbernommenen und der in Folge der ſtatutenmaͤßigen Ausloo⸗ 
a Amortiſation in den Beſitz deſſelben gelangten Aktien der Ge: 
ellſchaft, 


b) ein Betrag von jaͤhrlich funfzig tauſend Thalern aus den dem Staate 
von dem unter a. bezeichneten Antheil am Aktienkapital der Coͤln-Min⸗ 
dener Eiſenbahngeſellſchaft zufließenden Zinſen 


zur Leiſtung der erforderlichen Zuſchuͤſſe hinreichen und die Beträge sub a. 
nicht in Folge des unterm 30. Dezember 1852. wegen Uebernahme des Baues 
und des Betriebes einer Eiſenbahn von Oberhauſen nach der Niederlaͤndiſchen 
Grenze in der Richtung auf Arnheim mit der Coͤln⸗Mindener Eiſenbahngeſell⸗ 
ſchaft abgeſchloſſenen Vertrages (Geſetz-Sammlung fuͤr 1853. Seite 255.) 
durch die fuͤr das letztere Unternehmen uͤbernommene Zinsgarantie in Anſpruch 
genommen werden, reſp. in Anſpruch genommen werden koͤnnen, nach naͤherer 
Maaßgabe des unterm 22. Juni 1854. mit der Direktion der Geſellſchaft ab⸗ 
geſchloſſenen Vertrages, welcher nebſt dem, einen integrirenden Theil deſſelben 
bildenden Schlußprotokolle vom 25. Oktober ej. a. dieſem Geſetze beigedruckt 
iſt, hiermit bewilligt. | a 


H. 2. 


Anſer Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten und Unſer 
Finanzminiſter find mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. s 


: Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 


Gegeben Potsdam, den 18. April 1855. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. Manteuffel. v. d. Heydt. Simons. v. Raumer. v. Weſtphalen. 
v. Bodelſchwingh. Gr. v. Walderſee. Fuͤr den Miniſter fuͤr die landwirth⸗ 
ſchaftlichen Angelegenheiten: 
v. Manteuffel. 


Zwiſchen 
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wiſchen dem Königlichen Eifenbahn - Rommiffariate hier, einerſeits, und der 
in Cöln domizilirenden Coͤln⸗Mindener Eiſenbahngeſellſchaft, vertreten durch 
deren Direktion, andererſeits, iſt heute unter Vorbehalt der landesherrlichen 
Genehmigung und der Genehmigung einer Generalverſammlung der Aktionaire 
der Coͤln⸗Mindener Eiſenbahngeſellſchaft folgender Vertrag verabredet worden: 


. 5 

Die Coͤln⸗Mindener Eiſenbahngeſellſchaft verpflichtet ſich, unter der Vor⸗ 
ausſetzung, daß die Stadt Coͤln und die in hieſiger Stadt domizilirte Rheini⸗ 
ſche Eiſenbahngeſellſchaft zum Bau der feſten Rheinbruͤcke zwiſchen Coͤln und 
Deutz einen zinsfreien und nicht zuruͤckzuzahlenden Kapitalbeitrag von zuſam⸗ 
men 500,000 Rthlrn. in fuͤnfjaͤhrigen Raten kontribuiren, zur Uebernahme der 
Erbauung und des Betriebes der Bahn von Deutz bis Gießen mit einer Zweig⸗ 
bahn von Betzdorf nach Siegen und der zum gewoͤhnlichen Landverkehr und 
zum Eiſenbahnverkehr einzurichtenden feſten Rheinbruͤcke zwiſchen Coͤln und 
Deutz inkl. ihrer Verbindung mit der Rheiniſchen Eiſenbahn am Trankgaſſen⸗ 
thore unter nachſtehenden Bedingungen: 


H. 2. u : 

Die Beſtimmung der Bahnlinie und die Feſtſetzung des Bauprofekts für 
die Bahn und die Rheinbruͤcke bleibt dem Herrn Miniſter fuͤr Handel, Ge⸗ 
werbe und oͤffentliche Arbeiten vorbehalten. Derſelbe ernennt den techniſchen 
Beamten fuͤr die Leitung des Baues der Rheinbruͤcke und ſetzt deſſen Beſol⸗ 
dung feſt, wie er auch die techniſche Kontrolle anordnet. Von Seiten der 
Koͤniglichen Staatsregierung werden der Coͤln-Mindener Eiſenbahngeſellſchaft 
alle vorhandenen Vorarbeiten fuͤr die Coͤln⸗ (Deutz) Gießener Bahn und fuͤr 
die Rheinbruͤcke, einſchließlich der Bauprojekte, unentgeltlich uͤberlaſſen. 


H. 3. 

Die Cöln: (Deutz) Gießener Bahn nebſt Zweigbahn von Betzdorf nach 
Siegen und die Rheinbruͤcke ſoll wo möglich innerhalb vier Jahren, von Er⸗ 
theilung der Konzeſſion reſp. von der Beſtimmung der Bahnlinie und der Feſt⸗ 
feßung des Bauprojekts ab gerechnet, im Bau vollendet und dem Betriebe 
übergeben fein. Hierbei wird jedoch vorausgeſetzt, daß die Beſchaffung des 
nach H. 5. vorläufig angenommenen Anlagekapitals, mit welcher die Coͤln⸗ 
Mindener Eiſenbahngeſellſchaft erſt nach eingeholter Genehmigung des Staats 
vorgehen darf, vor dieſer Zeit geſichert iſt. Andernfalls lauft die vierjaͤhrige 
Friſt erſt von dieſer Zeit ab. f 5 
8 Der Bruͤckenbau wird zuerſt und ſobald in Angriff genommen, als die 
Coͤln⸗Mindener Eiſenbahngeſellſchaft hiefuͤr zwei und eine halbe Million Thaler 
beſchafft hat. 

ä ED e 4% 8 
Die ruͤckſichtlch des Poſtdienſtes und der Anlage von Telegraphen 
zwiſchen dem Stagte und der Coͤln⸗Mindener Eiſenbahngeſellſchaft abgelate 
(Nr, 4206.) f 
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nen Verträge gelten auch für die Bahn von Deutz bis Gießen inkl. Zweig⸗ 
bahn nach Siegen, ſoweit nicht Lokalverhaͤltniſſe eine Abänderung bedingen. 


H. 5. 
Das Anlagekapital fuͤr die Bahn nebſt Abzweigung nach Siegen, fuͤr 
deren Betriebsmittel und fuͤr die Rheinbruͤcke, wird vorlaͤufig auf zwanzig Mil⸗ 
lionen Thaler feſtgeſetzt und durch Ausgabe von Cöln-Mindener Prioritäts⸗ 
Obligationen (IV. Emiſſion Litt. A.) beſchafft, deren Zinsfuß bei einem Maxi⸗ 
mum von vier Prozent der Wahl der Coͤln⸗Mindener Eiſenbahndirektion uͤber⸗ 
laſſen bleibt, i 
H. 6. 


Jeder Mehrbedarf an Anlagekapital 5 i 

a) für den Bau der Bahn nebſt ihrer Abzweigung nach Siegen ſammt 
allem Zubehoͤr, 

b) für das Betriebsmaterial, f 

c) für den Bau der Rheinbruͤcke ſammt allem Zubehoͤr, 

d) für die Beſtreitung der Generalkoſten, die auf zwei Drittel Prozent der 
Ausgabe ad a. b. und c. zu berechnen und dem Coͤln⸗Mindener Eiſen⸗ 
bahnunternehmen zu erſtatten ſind, ſoweit ſie ſich nicht abgeſondert ver⸗ 
rechnen und direkt aus den Fonds fuͤr die neuen Unternehmungen ver⸗ 
ausgaben laſſen, N : 

e) für den Kursverluſt bei Ausgabe der Prioritaͤts⸗Obligationen, i 

1) für die Einloͤſung der bis zum Schluſſe desjenigen Jahres, in welchem 
die ganze Bahn von Deutz bis Gießen nebſt ihrer Abzweigung nach 
Siegen und die Rheinbruͤcke dem Betriebe übergeben iſt, verfallenen 
Zinskupons der Prioritaͤts⸗Obligationen, 

welcher ſich unter Feſtſetzung eines Kommiſſars des Königlichen Handelsmini⸗ 
ſteriums als nothwendig ergiebt, wird durch weitere Ausgabe Coͤln-Mindener 
Prioritaͤts⸗Obligationen (IV. Emiſſion Litt. B.) nach Maaßgabe des Statuts 
der Cöln- Mindener Eiſenbahngeſellſchaft, ſowie auf Grund und nach Inhalt 
ſaͤmmtlicher Beſtimmungen des gegenwaͤrtigen Vertrages beſchafft. 


. 


Fuͤr den Fall, daß der Reinertrag der Coͤln⸗(Deutz⸗) Gießener Bahn mit 
der Zweigbahn nach Siegen und der Rheinbruͤcke nicht hinreicht, um die Zinſen 
der nach den $$. 5. und 6. emittirten Prioritaͤts-Obligationen unter Anrechnung 
eines halben Prozents, deſſen Riſiko die Coͤln- Mindener Eiſenbahngeſellſchaft 
unbedingt allein trägt, vollftändig zu decken, wird vom Staate 

a) aus dem ihm nach H. 16. IV. der Statuten der Coͤln⸗Mindener Eiſen⸗ 
bahngeſellſchaft zuſtehenden dritten Theile vom Ueberſchuſſe über fünf 

Prozent und aus den ihm nach H. 21. 1. c. zuſtehenden Dividenden, ſo⸗ 

fern dieſe Betraͤge nicht durch den zwiſchen dem Koͤniglichen Eiſenbahn⸗ 

Kommiſſariate und der Direktion der Coͤln⸗Mindener Eiſenbahngeſellſchaft 

unterm 30. Dezember 1852. abgeſchloſſenen Vertrag in Anſpruch genom⸗ 

men werden, reſp. in Anſpruch genommen werden konnen, und 
Se b) aus 
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b) aus einer Summe von funfzigtauſend Thalern jährlich aus den dem 
Staate von ſeinen Coͤln⸗Mindener Eiſenbahnaktien zufließenden Zinſen 
— ſoweit die betreffenden Betraͤge ad a. und b. reichen — der noͤthige Zuſchuß 
geleiſtet. 5 N | 
$ 8. 


Zur Sicherung eines für die Deckung etwaiger Zinſenausfaͤlle ausrei⸗ 
chenden Garantiefonds verzichtet der Staat auf die ihm im H. 10. des eitirten 
Vertrages vom 30. Dezember 1852. event, eingeraͤumte Befugniß, den ange⸗ 
ſammelten Fonds, weniger einer Summe von Einhunderttauſend Thalern, nach 
Anleitung der HH. 16. und 21. der Cöln- Mindener Eiſenbahnſtatuten zu ver⸗ 
wenden, und uͤbernimmt er die Verpflichtung, ſowohl die ihm aus dem Coͤln⸗ 
Mindener Eiſenbahnunternehmen zuſtehenden Ueberſchuͤſſe und Dividenden, ſoweit 
fie von der Cöln-Mindener Eiſenbahngeſellſchaft als Garantie für die Verzin⸗ 
fung der Oberhaufen-Arnheimer Zweigbahn nicht weiter in Anſpruch genommen 
werden koͤnnen, als auch den im H. 7. erwähnten Betrag von jährlich funfzig⸗ 
tauſend Thalern aus den Zinſen von ſeinen Coͤln-Mindener Eiſenbahn⸗Aktien, 
letztere vom Jahre 1854. an, ſo lange ſelbſt anzuſammeln und nebſt den von 
den angeſammelten Betraͤgen aufkommenden Zinſen abgeſondert und lediglich 
zum Zwecke dieſer Garantie zu verwalten, bis das Unternehmen der Coͤln⸗ 
(Deutz) Gießener Bahn nebſt Zweigbahn nach Siegen, verbunden mit der Rhein⸗ 
brücke, oder nach erfolgter Amortiſation des Anlagekapitals für die Bruͤcke, die 
erſtere Unternehmung allein, waͤhrend fuͤnf hintereinander folgender Jahre einen 
ſo hohen Reinertrag aufgebracht haben wird, daß die Coͤln⸗Mindener Eiſen⸗ 
bahngeſellſchaft zur vollſtaͤndigen Deckung der Zinſen des reſp. Anlagekapitals 
in keinem Jahre mehr als ein halbes Prozent hat zuſchießen muͤſſen. Bei Be⸗ 
rechnung des Anlagekapitals kommt der im H. 1. vorausgeſetzte zinsfreie Ka⸗ 

pitalbeitrag der Stadt Coͤln und der Rheiniſchen Eiſenbahngeſellſchaft zum 
Betrage von 500,000 Thalern in Abzug. - 


H. 9. 


5 Mit dem vorgedachten Zeitpunkte hört für die den Gegenſtand des gegen⸗ 
waͤrtigen Vertrages bildenden neuen Unternehmungen die Garantieleiſtung des 
Staates mit den angeſammelten Ueberſchuͤſſen und Dividenden aus dem Coͤln⸗ 
Mindener Eiſenbahnunternehmen fuͤr immer auf, und iſt der Staat ruͤckſichtlich 
aller angeſammelten Fonds, die er ba beliebigen Zwecken, jedoch nicht zur Amor⸗ 
tiſation von Cöln⸗Mindener Eiſenbahn-Aktien, verwenden darf, nur noch ver⸗ 
pflichtet, eine Summe von 300,000 Thalern als einen eiſernen Garantiebeſtand 
zu reſerviren, den er, ſo lange und ſo oft es erforderlich werden ſollte, aus den 
ihm aus dem Coͤln-Mindener Eiſenbahnunternehmen zufließenden Einnahmen 
wieder zu kompletiren gehalten iſt. 
3 $ 10. 


Die nach SS. 8. und 9. des Vertrages uͤber die Oberhauſen⸗Arnheimer 
Zweigbahn vom 30. Dezember 1852, anzuſammelnden Fonds bilden fuͤr beide 
Unternehmungen dergeſtalt einen gemeinſchaftlichen Garantiefonds, daß aus 
demſelben auch fuͤr die, durch den gegenwaͤrtigen Vertrag gegruͤndeten Unter⸗ 

(Nr. 4206.) | neh⸗ 
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nehmungen etwa erforderlichen Zinszuſchuͤſſe ſchon vor Eintritt des im H. 9. des 
Vertrages vom 30. Dezember 1852, beſtimmten Zeitpunktes geleiſtet werden 
koͤnnen. Ueber den Status des gemeinſchaftlichen Garantiefonds wird der Coͤln⸗ 
Mindener Eiſenbahngeſellſchaft alljaͤhrlich ein Nachweis gegeben. 

f He 115 

Das in den Coͤln⸗Mindener Eiſenbahnſtatuten und im H. 11. des unterm 

30. Dezember 1852. zwiſchen dem Koͤniglichen Eiſenbahn⸗Kommiſſariate und der 

Coͤln⸗Mindener Eifenbahn-Direktion abgeſchloſſenen Vertrages vorbehaltene Recht 

der Auslooſung und Amortiſation von Coͤln-Mindener Eifenbahn- Aktien, wird 

vom 1. Januar 1855. auf die Dauer von funfzehn Jahren dergeſtalt beſchraͤnkt, 
reſp. deſſen Ausuͤbung ſiſtirt, daß waͤhrend dieſer Zeit 

a) die Zinſen, welche auf das vom Staate uͤbernommene Siebentel der 
Aktien und auf die bis Ende 1854. amortiſirten Aktien fallen, ſoweit ſie 
nicht durch die Beſtimmungen der $$. 7. und 8. in Anſpruch genommen 
werden, zur alljaͤhrlichen Amortiſation des durch den Bruͤckenbau erfor⸗ 
derlich gewordenen zinspflichtigen Anlagekapitals verwendet werden; 

b) der Staat darauf verzichtet, mit den ihm aus dem Coͤln⸗Mindener Eiſen⸗ 
bahnunternehmen zuſtehenden Dividenden, welche auf das von ihm uͤber⸗ 
nommene Siebentel der Aktien und auf die amortiſirten Aktien fallen, 
oder zum Betrage dieſer Dividenden, mit Zuſchuͤſſen aus ſonſtigen Fonds 
Aktien der Coͤln⸗Mindener Eiſenbahn zu amortiſiren; 

c) der Staat ferner darauf verzichtet, den im F. 21. Nr. 1. der Coͤln⸗ 
Mindener Eiſenbahnſtatuten erwaͤhnten Amortiſationsfonds durch Zu⸗ 
ſchuͤſſe aus ſonſtigen Fonds zu erhoͤhen. a 

Nach Ablauf der funfzehnjaͤhrigen Friſt duͤrfen die von da ab laufen⸗ 
den Dividenden wieder zur ſtatutenmaͤßigen Aktienauslooſung verwendet wer⸗ 
den, ſoweit ſie nicht zur Deckung von Zinſenausfaͤllen erforderlich bleiben. 


H. 12. 


Der Staat begiebt ſich auch des nach §. 76. der Cöln⸗Mindener Eiſen⸗ 
bahnſtatuten ihm zuſtehenden Rechts, die Adminiſtration und den Betrieb der 
Cöln⸗Mindener Eiſenbahn für den Fall zu Übernehmen, daß er in Folge feiner 
Garantieverpflichtung genoͤthigt fein ſollte, in fünf auf einander folgenden Jah⸗ 
ren einen Zuſchuß zu leiſten oder in Einem Jahre mehr als ein und ein halbes 
Prozent des nach H. 9, reſp. H. 15. der Statuten feſtgeſetzten Aktienkapitals 
zuzuſchießen, inſofern dieſe Zufchüffe durch die unguͤnſtige Rentabilitaͤt der den 
Gegenſtand des gegenwärtigen Vertrags bildenden neuen Unternehmungen noͤ⸗ 
thig geworden ſind. 5 : 
H. 13. i 


Der Tarif fuͤr die feſte Rheinbruͤcke, deren Ertrag der Coͤln⸗Mindener 
Eiſenbahngeſellſchaft, ſo lange ſie im Beſitz derſelben iſt, allein zufaͤllt, wird 
von der Stgatsregierung feſtgeſtellt, wobei jedoch jede Ermaͤßigung des gegen⸗ 
waͤrtig beſtehenden Tarifs, ſo lange die Bruͤcke ein Eigenthum der Coͤln⸗Min⸗ 
dener Eiſenbahngeſellſchaft iſt, von der Zuſtimmung der Coͤln⸗Mindener Eiſen⸗ 

bahn⸗ 
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bahn⸗Direktion abhaͤngig bleibt. Die Angeſtellten der Coͤln⸗Mindener Eiſenbahn⸗ 
geſellſchaft ſollen gegen Legitimation freie Paſſage genießen, und ſoll auf die 
Dauer von dreißig Jahren, von Eroͤffnung der Brücke ab gerechnet, für die 
Ueberfuͤhrung mit Kohlen, Erzen, Erden oder rohen Steinen beladener Eiſen⸗ 
bahnwagen von Deutz nach Coͤln kein höheres Bruͤckengeld als 23 Sgr. pro 
Achſe entrichtet werden, wogegen die Ruͤckbefoͤrderung dieſer entladenen Eiſen⸗ 
bahnwagen von Coͤln nach Deutz von Erlegung eines Bruͤckengeldes frei iſt. 
Den etwaigen Fünftigen Konkurrenz- Trajektanſtalten (Bruͤcken und Faͤhren) 
zwiſchen Coͤln und Deutz wird, fo lange die Coͤln⸗ Mindener Eiſenbahngeſell⸗ 
ſchaft im Beſitze der feſten Rheinbruͤcke iſt, Seitens der Staatsregierung kein 
billigerer Tarif bewilligt werden, als derjenige, welcher für die Benutzung der 
feſten Rheinbruͤcke zur Zeit beſtehen wird. i 


H. 14. 


Der Reinertrag der Coͤln⸗(Deutz) Gießener Bahn inkl. Zweigbahn nach 
Siegen und der Rheinbruͤcke bei Coͤln wird nach Anleitung des $. 16. der 
Coͤln⸗Mindener Eiſenbahnſtatuten berechnet. 


§. 15. 
Zur Vermeidung einer getrennten Betriebsrechnung wird feſtgeſetzt, daß 


fuͤr die Unterhaltung und Bedienung der Rheinbruͤcke die wirklichen Ausgaben 
in Anrechnung kommen, und daß die Bahn von Deutz bis Gießen mit der 


€ 


Zbweigbahn von Betzdorf nach Siegen an ſaͤmmtlichen Betriebsausgaben fuͤr 
die Coln⸗Mindener Hauptbahn nebſt allen ihren Zweigbahnen inkl. der Bei⸗ 
träge zum Erneuerungs⸗ und Reſervefonds in folgender Weiſe partizipirt: 
an den Koſten fuͤr die allgemeine Verwaltung nach Verhaͤltniß der 
Bahnlaͤnge; a | 
an den Koſten für die Bahnverwaltung nach Maaßgabe der wirklichen 
Ausgaben; 1 
an den Koſten fuͤr die Transportverwaltung nach Verhaͤltniß der durch⸗ 
laufenen Lokomotiven⸗ und Wagen-⸗Achsmeilen; 
an den Beitraͤgen zum Erneuerungsfonds nach Verhaͤltniß der durch⸗ 
laufenen Lokomotiven⸗ und Wagen⸗Achsmeilen; 
an den Beitraͤgen zum Reſervefonds nach Verhaͤltniß der Bahnlaͤnge. 


H. 16. 


Dem Staat bleibt das Recht vorbehalten, die Bahn von Deutz bis 
Gießen mit der Zweigbahn nach Siegen nebſt dem Betriebsmaterial gegen Er⸗ 
ſtattung des geſammten Anlagekapitals jederzeit für ſich zu erwerben, und iſt 
ihm dabei freigeſtellt, den in Folge der Abnutzung entſtandenen Minderwerth 
in Abzug zu bringen, oder darauf zu verzichten. Im erſteren Falle begiebt er 
ſich feiner Anſpruͤche auf die Betheiligung an den vorhandenen Beſtaͤnden des 
Erneuerungs⸗ und des Reſervefonds; im letzteren Falle werden ihm aus dieſen 
beiden Fonds diejenigen Beträge baar überwiefen, die ſich unter Beruͤckſichti⸗ 
gung des $. 15. durch Berechnung ergeben. 8 

Jahrgang 1855. (Ir, 4206.) 3 H. 17. 
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§. 17. 


Die Ermittelung des durch die Abnutzung entſtandenen Minderwerthes 
wird auf dem Wege der freien Vereinbarung unter beiden kontrahirenden 
Theilen verſucht. Im Falle der Nichteinigung unter denſelben tritt das in dem 
Rheiniſchen Handelsgeſetzbuche Thl. I. Tit. III. Abſchnitt II. vorgeſchriebene 
ſchiedsrichterliche Verfahren ein. 


$. 18. be 


Mit dem Schluſſe desjenigen Jahres, in welchem der Staat einen dem 
zinspflichtigen Anlagekapital der Rheinbruͤcke ſammt Zubehör entſprechenden 
Betrag an Coͤln⸗Mindener Prioritaͤts⸗Obligationen IV. Emiſſion (ekr. $. 19.) 
amortiſirt haben wird, gehen das ſchuldenfreie Eigenthum der Rheinbruͤcke ſammt 
Zubehoͤr und ihre Intraden auf den Staat uͤber. re a 

Hierbei ſoll ein etwaiger Kursverluſt bei Ausgabe der Prioritaͤts-Obli⸗ 
gationen nach ſeinem Geſammtbetrage auf jede der beiden Unternehmungen 
(Deutz⸗Siegen⸗Gießener Eiſenbahn und Rheinbruͤcke) nach Verhaͤltniß des auf 
die eine und die andere wirklich verwendeten Anlagekapitals repartirt werden. 


H. 19. 


Zur Amortiſation des zinspflichtigen Anlagekapitals der Rheinbruͤcke 
ſammt Zubehoͤr kann der Staat nach Belieben verwenden: 

a) die aus dem Coͤln⸗Mindener Eiſenbahnunternehmen angeſammelten Ueber⸗ 

ſchuͤſſe und Dividenden, ſobald die Garantieleiſtung mit denſelben nach 

H. 9, für immer aufhört, ſowie die ferner fällig werdenden Ueberſchuͤſſe 

und Dividenden; a 

bp) Zuſchuͤſſe von beliebiger Höhe, fo daß der Staat gegen Tilgung des noch 
nicht amortiſirten Anlagekapitals die Bruͤcke jederzeit erwerben kann. 

Zur gedachten Amortiſation muͤſſen aber alljaͤhrlich verwendet werden: 

c) die Zinſen, welche auf das vom Staate uͤbernommene Siebentel der 

Aktien der Coͤln-Mindener Eiſenbahngeſellſchaft und auf die bis Ende 

1854. amortiſirten Aktien fallen, nach Abzug des zum Garantiefonds 

fließenden Betrages von 50,000 Rthlrn., oder nach Ablauf der im H. 11. 

beſtimmten Siſtirungsfriſt eine entſprechende Summe aus anderweiten 


Fonds; a 
d) die Zinſen der mit den Beträgen ad a. b. und c. amortiſirten Obli⸗ 
gationen. f a 
< H. 20. 
Zur Amortiſation des Anlagekapitals der Coͤln⸗( Deutz) Gießener Bahn 
inkl. der Zweigbahn nach Siegen werden jaͤhrlich verwendet: 
1) der Reinertrag uͤber die volle Verzinſung des Anlagekapitals dieſer Bahn 
bis zur Hoͤhe eines halben Prozents deſſelben; f 
2) die Zinſen der mit den Betraͤgen ad 1. amortiſirten Obligationen. 


N 2. 


Die Beſtimmungen der Allerhöchften Konzeſſions⸗ und Beftfſng 
unde 
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kunde vom 18. Dezember 1843. ſowie der Allerhöchft beftätigten Statuten der 
Coͤln⸗Mindener Eiſenbahngeſellſchaft, namentlich alle hiernach und nach dem 
Geſetze vom 3. November 1838. dem Staate zuſtehenden Rechte und Befugniffe 
finden auf das Unternehmen des Baues und Betriebes der Bahn von Deutz 
bis Gießen mit der Zweigbahn nach Siegen und der Rheinbruͤcke bei Coͤln 
volle Anwendung. 

Das Eigenthum dieſer Bahn und der Rheinbruͤcke geht zugleich mit der 
Hauptbahn an den Staat uͤber, wenn es nicht in Gemaͤßheit der HH. 16. bis 
20. a 1 werden ſollte. 

o geſchloſſen, doppelt ausgefertigt, genehmigt und unterſchrieben. 
Coͤln, den 22. Juni 1850. e RN . 


Das Königliche Eiſenbahn⸗ Die Direktion der Cöln⸗Mindener 
Kommiſſariat. Eiſenbahngeſellſchaft. 
v. Moͤller. v. Wittgenſtein. D. Oppenheim. 


Verhandelt zu Coͤln, den 25. Oktober 1854. 


Da in dem unterm 22. Juni d. J. abgeſchloſſenen Vertrage wegen 
Herſtellung einer feſten Rheinbruͤcke zwiſchen Coͤln und Deutz und einer Eiſen⸗ 
bahn von Deutz nach Gießen einige Beſtimmungen enthalten ſind, deren rich⸗ 
tiges Verſtaͤndniß durch die gewählte Wortfaſſung nicht hinreichend geſichert 
wird, ſo iſt fuͤr angemeſſen erachtet worden, den wahren Sinn und die Be⸗ 
deutung dieſer Beſtimmungen in dem gegenwaͤrtigen Protokolle, welches als ein 
integrirender Theil des obigen Vertrages angeſehen werden ſoll, wie folgt, zu 
erlaͤutern. f 5 

Zu H. 3. 


Die Beſchaffung des nach H. 5. vorlaͤufig angenommenen Anlagekapitals 
iſt als geſichert zu betrachten, ſobald das Allerhöchſe Privilegium zur Emiſſion 
der 20 Millionen Thaler Prioritaͤts-Obligationen durch die Geſetz- Sammlung 
publizirt und der Coͤln-Mindener Eiſenbahngeſellſchaft von dem Königlichen 
Handelsminiſterium die Realiſirung des für den Bedarf des erſten Baujahres 
beſtimmten Theils der Prioritaͤtsanleihe geſtattet und zu einem zwiſchen dem 
Königlichen Handelsminiſterium und der Direktion der Coͤln-Mindener Eiſen⸗ 
bahngeſellſchaft naher vereinbarten Minimal⸗Kurſe vollſtaͤndig ausfuͤhrbar gewe⸗ 
fen fein wird. Unter der Genehmigung, ohne welche die Cöln-Mindener Eiſen⸗ 

bahngeſellſchaft auch nach Ertheilung des Allerhoͤchſten Privilegiums zur Emiſſion 
der Prioritaͤts⸗Obligationen mit der Beſchaffung des Anlagekapitals nicht vor⸗ 
gehen ſoll, iſt nicht nur dieſe vorerwaͤhnte erſte oder überhaupt eine einmalige 
Genehmigung verſtanden; es iſt vielmehr Abſicht, daß die Coͤln⸗Mindener Eiſen⸗ 
bahngeſellſchaft die durch das Allerhoͤchſte Privilegium verſtattete Emiſſion der 
Prioritaͤts⸗ Obligationen nur allmaͤlig bewirkt und alljaͤhrlich wegen des im 
nächften Baujahr an den Markt zu bringenden hoͤchſten Betrages von Priori⸗ 
taͤts⸗Obligationen vorher eine beſondere, von dem Koͤniglichen Handelsminiſterium 
Namens des Stagts zu ertheilende Genehmigung einholt. Der Staat kann, 

(Ar, 4206.) nach⸗ 
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nachdem überhaupt das Vorgehen mit der Realiſirung der Prioritätsanleihe 
genehmigt iſt, die Ausgabe der Prioritaͤts⸗Obligationen für das erſte Baujahr 
bis auf 3, fuͤr das zweite, einſchließlich des Betrages fuͤr das erſte bis auf 
10, und fuͤr das dritte, einſchließlich des Betrages fuͤr das erſte und zweite bis 
auf 15 Millionen Thaler beſchraͤnken, ohne daß die Coͤln⸗Mindener Eiſenbahn⸗ 
geſellſchaft dieſerhalb die vierjaͤhrige Bauvollendungsfriſt uͤberſchreiten darf. 
Wird dagegen die Ausgabe der Prioritaͤts⸗Obligationen durch den Staat noch 
weiter beſchraͤnkt, fo hat die Coͤln⸗Mindener Eiſenbahngeſellſchaft die Befugniß, 
um die gleiche Zeit, als jene Beſchraͤnkung andauert, auch die vierjaͤhrige Bau⸗ 
vollendungsfriſt zu uͤberſchreiten. Desgleichen ſoll die Baufriſt bezuͤglich des 
zweiten und der folgenden Baujahre erſt dann zu laufen beginnen, wenn von 
dem Koͤniglichen Handelsminiſterium die Realiſirung des fuͤr den Bedarf des 
betreffenden Jahres beſtimmten Theils der Prioritaͤtsanleihe geſtattet und zu 
dem zwiſchen dem Koͤniglichen Handelsminiſterium und der Direktion der Coͤln⸗ 
Mindener Eiſenbahngeſellchaft vereinbarten Minimal⸗Kurſe vollſtaͤndig ausfuͤhr⸗ 
bar geweſen ſein wird. N 
Zu 9. 

Mit dem H. 8. gedachten Zeitpunkte hoͤrt die Garantieleiſtung des Staats 
nicht nur mit den angeſammelten Ueberſchuͤſſen und Dividenden, ſondern auch 
mit den angeſammelten Zinſen (F. 7. litt. b.) fuͤr immer auf. 


f Zu $. 11. 

Nach Ablauf der funfzehnjaͤhrigen Siſtirungsfriſt dürfen auch die Zinſen, 
welche auf das vom Staate uͤbernommene Siebentel der Aktien und auf die 
amortiſirten Aktien fallen, zur Auslooſung wieder verwendet werden, ſoweit ſie 
nicht zur Deckung von Zinſenausfaͤllen erforderlich bleiben. a 

Desgleichen tritt alsdann auch das Recht des Staates wieder ein, den 
im H. 21. Nr. 1. der Coͤln⸗Mindener Eiſenbahnſtatuten erwaͤhnten Amortiſa⸗ 
tionsfonds jährlich aus anderweiten Mitteln auf ein Prozent des Aktienkapitals 
zu erhoͤhen. i > 

Zu H. 13. s 

Die Angeſtellten der Cöln⸗Mindener Eiſenbahn ſollen das Recht der 
freien Paſſage über die Rheinbruͤcke nicht langer genießen, als ſich die Bruͤcke 
im Eigenthume der Coͤln⸗Mindener Eiſenbahngeſellſchaft befindet. 

So verhandelt, doppelt ausgefertigt und unterſchrieben zu Coͤln wie oben. 


Königliches Eiſenbahn. Die Direktion der Cöln⸗Mindener 
Kommiſſariat. Eiſenbahngeſellſchaft. 
v. Moͤller. v. Wittgenſtein. D. Oppenheim. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 
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